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Zur Abgrenzung zwischen Selbständigkeit/Beschäftigung bei Bewirtschaftung einer Obst-
wiese (hier: Sturz vom Apfelbaum). 

 

§ 2 Abs. 1 Nr. 5a SGB VII, § 136 Abs. 3 SGB VII, § 7 Abs. 1 SGB IV 
 
Urteil des SG Heilbronn vom 31.10.2012 – S 6 U 3875/11 –  
 
 

Streitig war das Vorliegen eines Arbeitsunfalls. Der Kläger war bei der Obsternte von einem Ap-
felbaum gefallen und hatte sich das Fersenbein gebrochen. Der Apfelbaum gehörte zu einem 
rund 60 Ar großen landwirtschaftlichem Betrieb (Grünland mit Obstbaumbestand). Eigentümerin 
der Grundstücke war die in einem Pflegeheim wohnende Mutter des Klägers, die auch die Bei-
träge an die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft zahlte. Der Kläger trug vor, sämtliche 
dort anfallenden Arbeiten (Schneiden und Abernten der Bäume, Mähen) zu erledigen (Rn 3).  
Weiterhin erklärte er, die Grundstücke würden von ihm „im Auftrag seiner Mutter“ bewirtschaf-
tet. Die Äpfel habe er als „Entlohnung für die Grundstückspflege“ erhalten (Rn 6). Ebenso gab 
seine Ehefrau an, ihr Mann bewirtschafte „die Grundstücke seiner Mutter auf deren Rechnung 
und Gefahr“. Der beklagte UV-Träger lehnte einen Arbeitsunfall mit der Begründung ab, das 
Abernten habe dem (nicht landwirtschaftlichen) Haushalt des Klägers gedient (Rn 4); ferner sei 
auch § 2 Abs. 2 SGB VII wegen Eigeninteresses nicht erfüllt (Rn 11). 
 
Das SG hat einen Arbeitsunfall bejaht. Trotz der Angaben des Klägers und seiner Ehefrau hat 
das SG ihn als Unternehmer des landwirtschaftlichen Betriebs angesehen. Der Kläger sei da-
her nach § 2 Abs. 1 Nr. 5a SGB VII gesetzlich versichert gewesen (Rn 17). Obwohl die Mutter 
die Grundstückseigentümerin gewesen sei und die Beiträge an die BG gezahlt habe, sei sie 
nicht die Unternehmerin gewesen, da § 136 Abs. 3 SGB VII auf das unternehmerische Risiko 
und nicht das Eigentum abstelle (Rn 19). Zum Unternehmerrisiko des Klägers führt die Kammer 
aus: „Er bewirtschaftete die Grundstücke. Er hat die Wiese gemäht, die Bäume geschnitten und 
abgeerntet. Er hat die Ernte für sich selbst verwendet, um hieraus Apfelsaft zu pressen. Er war 
damit derjenige, der von dem Ergebnis des Unternehmens, nämlich der Apfelernte, profitiert 
hat“. (…) Seine Mutter war seit 2005 im Pflegeheim, weshalb nichts für ein Weisungsverhältnis 
spricht.“ Einem möglichen Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 5b SGB VII als mitarbei-
tender Familienangehöriger sei er hingegen entwachsen, da er die bestimmende Person des 
Betriebs geworden sei, die schließlich nicht für seine Eltern, sondern für sich selbst das Grund-
stück bewirtschaftet habe. 
 
Hinweis: 
Das Urteil, das in den Medien große Aufmerksamkeit fand, wirft einige Fragen auf. Im Grunde 
beschreibt das SG in seinen Ausführungen nämlich nicht das Unternehmerrisiko, sondern die 
Arbeiten auf dem Grundstück. Das Pflücken von Äpfeln, das Mähen einer Wiese usw. machen 
jemanden aber nicht automatisch zum Unternehmer. Diese Tätigkeiten können genauso gut  
von Beschäftigten ausgeübt werden (oder „Wie-Beschäftigten“).  
 
Entscheidend ist, ob die Tätigkeit „auf eigene Rechnung“ geht. Da es sich um die Bewirt-
schaftung eines fremden Grundstückes handelte, müsste dazu eine Rechtsbeziehung (Ver-
trag) zwischen Eigentümer und Kläger vorliegen, die diesen berechtigte, das Grundstück zu 
nutzen und die Früchte zu ziehen (also Pachtvertrag oder ähnliches, siehe §§ 99, 953 ff. BGB). 
Ohne eine Vereinbarung, die dem Kläger Rechte am Grundstück einräumte, kann es insoweit 
keine Unternehmereigenschaft geben, denn die Vor- und Nachteile aus der Bewirtschaftung 
des Grundstücks müssen den Unternehmer unmittelbar (siehe § 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII) 
treffen. Auf die Bedeutung der „Rechtsmacht“ bei der Abgrenzung zwischen Selbständigkeit 
und Beschäftigung gerade bei familiären Strukturen hat zuletzt das BSG (Urteil vom 29.08.2012 
– B 12 KR 25/10 –, UV-Recht Aktuell 03/2013, S. 101 ff.) eindrucksvoll hingewiesen.   
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Das Urteil enthält zu den rechtlichen Rahmenbedingungen keine Aussagen. Was an Sachver-
halt mitgeteilt wird, spricht eher gegen eine eigene Rechtsmacht des Klägers. Die Mutter ist Ei-
gentümerin der Grundstücke und bezahlt die BG-Beiträge (was ansonsten der Pächter über-
nähme). Der Kläger sieht sich selbst nicht als Unternehmer (Bewirtschaftung „im Auftrag der 
Mutter“). Das Urteil macht ihn also sozusagen zum „Unternehmer wider Willen“. Von einer Ver-
einbarung, die ihm Rechte am Grundstück einräumt, ist nicht die Rede. Wenn ihm seine Mutter 
die Apfelernte überlässt, hat er zwar einen Vorteil aus der Bewirtschaftung, aber nur einen mit-
telbaren. Ein Vorteil, der sich nicht aus eigenem Recht am Grundstück ergibt, sondern der als 
Gefälligkeitsleistung seitens der Mutter oder als Bezahlung für seine Mühen anzusehen ist (der 
Kläger bezeichnet den Erhalt der Apfelernte als „Entlohnung für die Grundstückspflege“). 
 
 Allenfalls könnte man daher daran denken, ihn als Unternehmer eines Dienstleistungsunter-
nehmens einzustufen (Grundstückspflege); auf keinen Fall machte ihn dies aber zum Unter-
nehmer des landwirtschaftlichen Betriebs selbst. Da sich das Dienstleistungsunternehmen hier 
aber auf Tätigkeiten für einen einzigen Landwirtschaftsbetrieb reduzierte, dürfte der Unterneh-
mensbegriff der gesetzlichen UV (planmäßige, regelmäßige Vielzahl von Tätigkeiten) wohl frag-
lich sein. Für die Lösung des Falles ist daher ein möglicher Versicherungsschutz nach § 2 Nr. 
5b SGB VII bzw. § 2 Abs. 2 SGB VII näherliegender. 
 
Zur Bedeutung des Eigentumsrechts an Grundstücken für die Unternehmereigenschaft siehe 
auch Urteil des BSG vom 05.02.2008 - B 2 U 3/07 R - (UV-Recht Aktuell 15/2008, S. 1122 ff.).  

  
Das Sozialgericht Heilbronn hat mit Urteil vom 31.10.2012 – S 6 U 3875/11 –  
wie folgt entschieden: 
  

Tatbestand 

1 

Der Kläger begehrt die Anerkennung des Ereignisses vom 6. Oktober 2009 als Arbeitsun-
fall. 

2 

Die Mutter des Klägers war zum Unfallzeitpunkt Eigentümerin von rund 60 Ar Grünland, 
die teilweise mit Obstbäumen bepflanzt sind. Zu den Grundstücken gehört insbesondere 
die Obstwiese „Bei der Kelter“ in M-L, welches rund 430 Quadratmeter groß ist und mit 
zehn Bäumen bepflanzt ist. 

3 

Am 16. Juli 2010 teilte der Kläger der Beklagten mit, dass er am 6. Oktober 2009 einen 
Unfall auf dem Baumgrundstück in L. erlitten habe. Er sei vom Baum gefallen und habe 
sich dabei sein rechtes Fersenbein gebrochen. Zuvor hatte der Kläger im Unfallfragebo-
gen gegenüber der Krankenkasse erklärt: „Beim Apfelpflücken im Garten ist ein Ast abge-
kracht und ich fiel vom Baum.“ Auf Nachfrage der Beklagten erklärte der Kläger, er habe 
nach dem Unfall seine Frau mit dem Handy angerufen, die ihn dann gemeinsam mit dem 
Freund seiner Tochter abgeholt habe. Seine Mutter lebe seit Februar 2006 im Pflegeheim. 
Er erledige sämtliche anfallende Arbeiten, wie das Ausputzen der Bäume, Mähen und Ern-
ten. In einer Gesprächsnotiz vom 1. April 2011 mit der Ehefrau des Klägers wurde unter 
anderem festgehalten, der Kläger bewirtschafte die Grundstücke seiner Mutter auf deren 
Rechnung und Gefahr. Am 20. April 2011 führte der Kläger aus, die im Eigentum seiner 
Mutter stehenden Grundstücke würden von ihm im Auftrag seiner Mutter bewirtschaftet. 
Die Äpfel würden zu Apfelsaft verwertet und zum Eigenbedarf verwertet. 
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4 

Mit Bescheid vom 7. Juni 2011 lehnte die Beklagte eine Entschädigung des Unfalls ab, da 
es sich nicht um einen entschädigungspflichtigen Arbeitsunfall gehandelt habe. Die Mutter 
des Klägers sei nach wie vor Unternehmerin der veranlagten Grundstücke. Das Abernten 
habe aber dem Haushalt des Klägers gedient, der aber kein landwirtschaftlicher Betrieb 
sei. 

5 

Hiergegen legte der Kläger Widerspruch ein, den die Beklagte mit Widerspruchsbescheid 
vom 5. Oktober 2011 zurückwies. Zur Begründung führte die Beklagte ergänzend zu ihren 
bisherigen Argumenten im Wesentlichen aus, zum Unfallzeitpunkt habe nach Abwägung 
aller Umstände des Einzelfalls keine fremdwirtschaftliche Handlungstendenz, d.h. keine 
auf die Unterstützung des landwirtschaftlichen Unternehmens der Mutter bezogene Hand-
lungstendenz vorgelegen. Der Kläger sei im Rahmen seiner eigenen Haushaltung tätig 
geworden, die nicht versichert gewesen sei. 

6 

Hiergegen richtet sich die Klage. Zur Begründung vertieft der Kläger seinen Vortrag aus 
dem Verwaltungsverfahren. Er habe die Äpfel als Entlohnung für die Grundstückspflege 
erhalten. 

7 

Der Kläger beantragt, 

8 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 7. Juni 2011 und des Widerspruchsbe-
scheids vom 5. Oktober 2011 zu verpflichten, das Ereignis vom 6. Oktober 2009 als Ar-
beitsunfall anzuerkennen. 

9 

Die Beklagte beantragt, 

10 

die Klage abzuweisen. 

11 

Zur Begründung legt sie ergänzend zu den Ausführungen in den angegriffenen Beschei-
den dar, der Kläger sei auch kein Wie-Beschäftigter nach § 2 Abs. 2 SGB VII, da der Klä-
ger aufgrund des Eigeninteresses nicht fremdbestimmt tätig gewesen sei. Die „Entloh-
nung“ durch die Äpfel begründe keinen Versicherungsschutz, da keine bestimmte Menge 
zu einer vereinbarten Zeit ausgehändigt worden sei. Dies sei aber nach der Rechtspre-
chung erforderlich. 

12 

Im Rahmen der mündlichen Verhandlung hat das Gericht den Kläger zu den Umständen 
des Unfalls und den Grundstücksverhältnissen und seine Ehefrau als Zeugin vernommen. 

13 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die beigezogene Akte der Beklagten sowie auf 
die Gerichtsakte verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

14 

Die Klage ist begründet. 
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15 

Die angefochtenen Bescheide der Beklagten sind rechtswidrig und verletzen den Kläger in 
seinen Rechten. Der Kläger hat einen Anspruch auf die Anerkennung des Ereignisses 
vom 6. Oktober 2009 als Arbeitsunfall. 

16 

Nach § 8 Abs. 1 SGB VII sind Arbeitsunfälle Unfälle von Versicherten infolge einer den 
Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII begründenden Tätigkeit (versicherte 
Tätigkeit; Satz 1). Unfälle sind zeitlich begrenzte, von außen auf den Körper einwirkende 
Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod führen (Satz 2). Ein Arbeits-
unfall setzt danach Folgendes voraus: Eine Verrichtung des Verletzten zur Zeit des Unfalls 
(genauer: davor) muss den gesetzlichen Tatbestand einer versicherten Tätigkeit erfüllt 
haben. Diese Verrichtung muss ein zeitlich begrenztes, von außen auf den Körper ein-
wirkendes Ereignis und dieses Unfallereignis muss einen Gesundheitserstschaden oder 
den Tod des Versicherten wesentlich verursacht haben (vgl. BSG vom 27.03.2012  
– B 2 U 7/11 R – m. w. N.). 

17 

Der Kläger hat sich am 6. Oktober 2009 in Folge des Sturzes vom Apfelbaum einen Fer-
senbruch und damit einen Gesundheitserstschaden zugezogen. Dieser Unfall ereignete 
sich im Rahmen der versicherten Tätigkeit. Der Kläger war als Unternehmer eines land-
wirtschaftlichen Unternehmens nach § 2 Abs. 1 Nr. 5a SGB VII kraft Gesetzes versichert 
und der Unfall ereignete sich im Rahmen des landwirtschaftlichen Betriebs. 

18 

Das Gericht ist nach der Beweisaufnahme zu der Überzeugung gelangt, dass sich der Un-
fall im Rahmen eines landwirtschaftlichen Unternehmens ereignet hat. Die Obstwiese „Bei 
der Kelter“ gehört zu einem landwirtschaftlichen Betrieb nach § 123 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, 
da der Kläger auf den Grundstücken insbesondere Obstbau betrieben hat und die Grund-
stücke damit landwirtschaftlich genutzt hat. Aufgrund einer Fläche von insgesamt 60 Ar 
Grünland liegt auch kein Kleingarten im Sinne des § 123 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII vor. Nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme besteht kein Zweifel mehr, dass sich der Unfall im 
Rahmen des landwirtschaftlichen Betriebs auf der Obstwiese „Bei der Kelter“ in M-L ereig-
net hat. Zwar hat der Kläger zunächst nach dem Unfall angegeben, der Unfall habe sich 
im Garten ereignet. Er hat aber im Rahmen der mündlichen Verhandlung glaubhaft erklärt, 
dass er die erhebliche Bürokratie vermeiden wollte, welche die Angabe eines Arbeitsun-
falls nach sich zieht. Es erscheint schlüssig, dass er den Arbeitsunfall erst angezeigt hat, 
nachdem sich eine dauerhafte Einschränkung abgezeichnet hat. Der Kläger hat das Un-
fallgeschehen im Rahmen der mündlichen Verhandlung detailliert geschildert, ohne sich 
hierbei in Widersprüche zu verstricken. Seine Angaben decken sich mit dem Vortrag im 
Rahmen des Verwaltungsverfahrens. Seine als Zeugin vernommene Ehefrau hat die 
Schilderung des Klägers bestätigt. Es bestanden keinerlei Widersprüche zwischen den 
beiden Aussagen, weshalb das Gericht eine Vernehmung weiterer Zeugen, beispielsweise 
des Freundes seiner Tochter, der wie die Ehefrau des Klägers zum Unfallort gefahren ist, 
entbehrlich ist. 

19 

Der Kläger war Unternehmer des landwirtschaftlichen Betriebs. Unternehmer ist nach 
§ 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII u.a. derjenige, dem das Ergebnis des Unternehmens unmittel-
bar zum Vor- oder Nachteil gereicht. Dies war zum Unfallzeitpunkt der Kläger und nicht 
seine Mutter. Zwar war die Mutter des Klägers die Eigentümerin des Grundstücks und 
zahlte die Beiträge an die Berufsgenossenschaft. Hierdurch wird sie aber nicht zur Unter-



UV-Recht Aktuell 08/2013 - 474 - 

 

vom 07.05.2013  
- Rechtsprechung - DOK 121.1:311.05:312:511.11 

 

nehmerin, da der Gesetzeswortlaut nicht auf das Eigentum abstellt, sondern auf das un-
ternehmerische Risiko. Dieses trägt der Kläger. Er bewirtschaftete die Grundstücke. Er hat 
die Wiese gemäht, die Bäume geschnitten und abgeerntet. Er hat die Ernte für sich selbst 
verwendet, um hieraus Apfelsaft zu pressen. Er war damit derjenige, der von dem Ergeb-
nis des Unternehmens, nämlich der Apfelernte, profitiert hat. Die Beklagte hat insoweit 
zutreffend festgestellt, dass die Tätigkeit des Klägers eigenwirtschaftlich motiviert war. Mit 
Ausnahme der Beitragszahlung hat der Kläger damit die mit der Bewirtschaftung die 
Hauptlasten der Grundstücke getragen und die Vorteile genossen. Diese Arbeiten erledig-
te er nicht fremdbestimmt sondern eigenständig, weshalb der Kläger nicht als mitarbeiten-
der Familienangehöriger nach § 2 Abs. 1 Nr. 5b SGB VII oder Wie-Beschäftigter nach § 2 
Abs. 2 SGB VII versichert ist. Diese Alternativen setzen jeweils eine arbeitnehmerähnliche 
Tätigkeit voraus, die beim Kläger gerade nicht vorliegt. Seine Mutter war seit 2005 im 
Pflegeheim, weshalb nichts für ein Weisungsverhältnis spricht. Der Kläger war daher Un-
ternehmer und nicht Arbeitnehmer. Eine rein formale Betrachtungsweise, wonach die Un-
ternehmereigenschaft nach § 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB 7 Eigentum an den bewirtschafteten 
Grundstücken oder eine Beitragszahlung erfordert, ist mit dem Wortlaut der Norm nicht in 
Einklang zu bringen. Eine vom Gesetzeswortlaut abweichende Auslegung ist auch nicht im 
Wege einer systematischen Auslegung oder nach Sinn und Zweck der Normen angezeigt. 
Einerseits besteht für landwirtschaftliche Unternehmen mit Ausnahme von Haus-, Zier- 
und Kleingärten eine Versicherungspflicht nach § 123 SGB VII auch wenn die Produkte für 
den Eigenbedarf verwendet werden. Im Gegenzug hat der Gesetzgeber in § 2 Abs. 1 Nr. 5 
SGB VII den Kreis der Versicherten entsprechend groß gezogen und unter b) auch die 
nicht nur vorübergehend mitarbeitenden Familienangehörigen in den Versicherungsschutz 
einbezogen. Allerdings ist der Kläger dieser Alternative entwachsen, als er nicht mehr im 
elterlichen Betrieb mitgearbeitet hat, sondern die bestimmende Person des Betriebs wur-
de, die schließlich nicht für seine Eltern sondern für sich selbst das Grundstück bewirt-
schaftet hat. Dies kann aber nicht zum Verlust des Versicherungsschutzes führen, da an-
dernfalls eine Lücke im Versicherungsschutz beim Generationenwechsel an landwirt-
schaftlichen Grundstücken entstünde, die der Systematik des Gesetzes und der Absicht 
des Gesetzgebers zuwiderlaufen würde. Würde man die Mutter des Klägers weiterhin als 
Unternehmerin ansehen und den Kläger nicht als mitarbeitenden Familienangehörigen, so 
bestünde eine Pflichtversicherung ohne dass dieser ein wirksamer Versicherungsschutz 
gegenüberstünde. Die Mutter des Klägers ist im Pflegeheim und daher der Gefahr eines 
Arbeitsunfalls im landwirtschaftlichen Betrieb nicht ausgesetzt. Daher ist der Kläger, der 
die Grundstücke eigenverantwortlich bewirtschaftet und die Früchte daraus zieht, nach § 2 
Abs. 1 Nr. 5 Buchst a) SGB 7 kraft Gesetzes versichert. 

20 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

 


